Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3108 


Sachgebiet 95 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Orgaß, Mursch (Soltau-Harburg), 
Rollmann, Baron von Wrangel, Müller (Remscheid), 
Zink, Link, Müller (Berlin), Geisenhofer und Genossen 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr, die soziale Lage in der deutschen Seeschiffahrt: 

1. Unfälle in der deutschen Seeschiffahrt 

2. Arbeitsschutz in der deutschen Seeschiffahrt 

3. Arbeitserlaubnis für Seeleute 

4. Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der See- 
schiffahrt 


Im Zusammenhang mit den Strukturveränderungen in der deut- 
schen Seeschiffahrt ergeben sich in den letzten Jahren in zuneh- 
mendem Umfange soziale Verunsicherungen, die zu Spannun- 
gen geführt haben, z. B. 5^/2monatiger Unterrichtsboykott der 
Großpatentanwärter auf allen deutschen Seefahrtschulen 1969 
und zum ersten Mal wilde Streiks seit 40 Jahren auf deutschen 
Schiffen in Häfen 1970. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

zu 1.1 Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach Angaben 
der Seeberufsgenossenschaft die Unfälle mit Todesfolge 
in der deutschen Seeschiffahrt im Jahre 1969 107 und 
im Jahre 1970 bereits 185 betrugen, und worauf ist diese 
Steigerung von 73‘’/o innerhalb eines Jahres zurück- 
zuführen? 

1.2 Wie hoch sind die durch Unfälle in der deutschen See- 
schiffahrt verursachten Invaliditätsfälle (Voll- und Teil- 
invaliden) in absoluten und relativen Zahlen 1970, und, 
falls sie gestiegen sind, worauf werden diese Unfälle 
zurückgeführt? 

1.3 Wie hoch ist die Gesamtzahl aller Unfälle mit Personen- 
schaden in der deutschen Seeschiffahrt in absoluten und 
relativen Zahlen 1970 auch im Vergleich zu den Vorjah- 
ren ab 1965? 
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1.4 Wie verteilen sich diese Unfälle auf die Fahrzeuge mit 
den Fahrterlaubnisscheinen für die Große, Mittlere und 
Kleine Fahrt, zu den Fragen unter 1.1 bis 1.3? 

1.5 Wie verteilen sich die Unfälle auf deutsche und aus- 
ländische Arbeitnehmer, und wie verteilen sich die Un- 
fälle auf die einzelnen Dienstgrade auch im Vergleich zu 
den Vorjahren seit 1965 zu den Fragen unter 1.1 bis 
1.3? 

1.6 Wie groß sind materielle Schiffsunfälle in absoluten 
und relativen Zahlen (Kollisionen, Strandungen, Total- 
verluste usw.) in der deutschen Seeschiffahrt 1970 auch 
im Vergleich zu den Vorjahren, und worauf waren diese 
in der Hauptsache zurückzuführen? 

1.7 Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Un- 
fallgefahren in der deutschen Seeschiffahrt drastisch 
einzudämmen? 

1.8 Ist die Bundesregierung bereit, die für die Arbeits- 
schutzbehörden notwendigen Rechtsverordnungen nach 
§ 143 Absatz 1 Nr. 7 bis 10, 14 und 15 in Verbindung 
mit § 102 SeemG noch in dieser Legislaturperiode zu 
erlassen? 

1.9 Ist die Bundesregierung bereit, Verhandlungen mit den 
vier Künstenländern zur Schaffung einer obersten oder 
zentralen Arbeitsschutzbehörde See - getragen von den 
vier Küstenländern - aufzunehmen, da wir es in der 
Seeschiffahrt mit mobilen Betrieben zu tun haben und 
deshalb u. a. ein heitliches Handeln der Länder zur Ver- 
meidung von Nachteilen für Seeleute und Reeder wün- 
wenswert wäre? 

zu 2.1 Wie hoch waren 1970 (auch im Vergleich zu den Vor- 
jahren) in der deutschen Seeschiffahrt in absoluten und 
relativen Zahlen die festgestellten Verstöße gegen die 
Arbeitsschutzvorschriften und im besonderen die fest- 
gestellten Verstöße gegen die Arbeitszeitvorschriften, 
und wie verteilen sie sich auf die einzelnen Schiffs- 
gruppen im Sinn der Frage 1.4? 

2.2 Wieviele Arbeitnehmer in der deutschen Seeschiffahrt 
sind von der Vorschrift des § 138 SeemG betroffen und 
müssen täglich mindestens zwölf Stunden gesetzlichen 
Wachdienst neben der übrigen Tätigkeit leisten? 

2.3 Wieviele Arbeitnehmer sind wie unter Frage 2.2 be- 
troffen, deren Fahrzeuge nicht im Sinne des § 138 
SeemG Zwei-Wachen-Schiffe sind und aufgrund anderer 
Vorschriften die Erlaubnis erhalten haben, als Zwei- 
Wachen-Schiffe eingesetzt zu werden, und, falls es diese 
gibt, mit welcher Rechtsgrundlage wird in diesen Fällen 
§ 138 SeemG angewandt, und weshalb wird § 85 SeemG 
in Verbindung mit § 10 SeemG dann abgedungen? 
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2.4 Wieviele Tage im Monat werden die Besatzungsmit- 
glieder auf Zwei-Wachen-Schiffen auf See und im 
Hafen mit einem zwölfstündigen Wachdienst belegt, 
und wie hoch sind durchschnittlich die von den Arbeits- 
schutzbehörden festgestellten darüber hinaus geleiste- 
ten Mehrarbeitsstunden auf diesen Schiffen? 

2.5 Inwieweit sind diese Arbeitszeiten auf den Schiffen 
unter den Fragen 2.1 bis 2.4 nach Auffassung der Bun- 
desregierung zumutbar? 

2.6 Trifft es zu, daß immer mehr Fahrzeuge gemäß § 138 
SeemG immer kürzere Liegezeiten haben oder haben 
werden aufgrund des sich in diesem Bereich besonders 
rapide abzeichnenden Strukturwandels (Container-, 
Roll-On-, Roll-Off-Fahrzeuge u. ä.) und, wenn ja, ist 
dann die Vorschrift für diesen Bereich noch vertretbar? 

zu 3.1 In welchem Umfang ist die Zahl der ausländischen 
Arbeitnehmer - absolut und relativ - in der Zeit vom 
31. Dezember 1961 bis 31. Dezember 1971 gestiegen, und 
wieviele dieser Arbeitnehmer kommen aus nicht der 
EWG angeschlossenen Ländern? 

3.2 Wie gliedert sich das Gesamtbordpersonal nach Berufs- 
gruppen in absoluten und relativen Zahlen in deutsche 
und ausländische Seeleute? 

3.3 Um wieviele Arbeitnehmer hat sich die Gesamtzahl der 
Beschäftigten in der deutschen Seeschiffahrt im Ver- 
gleich zu den beiden Vorjahren verringert, und wie ver- 
teilt sich dies auf die einzelnen Berufsgruppen, aufge- 
gliedert nach Seeleuten aus Deutschland, den EWG- 
Staaten und der EWG nicht angeschlossenen Staaten? 

3.4 Wie hoch ist die Zahl der arbeitslosen Seeleute in der 
deutschen Seeschiffahrt, aufgegliedert nach Berufs- und 
Altersgruppen und nach Nationalitäten im Vergleich zu 
1969, 1970 und 1971? 

3.5 Wieviele arbeitsuchende und arbeitslose deutsche See- 
leute sind im Verhältnis zu den drei Vorjahren in 
andere Berufe vermittelt worden, und worauf ist diese 
Entwicklung zurückzuzführen? 

3.6 Trifft es zu, daß die Zahl der ausländischen Seeleute in 
der deutschen Seeschiffahrt ständig zunimmt und gleich- 
zeitig die Arbeitslosenziffer bei deutschen Seeleuten, 
insbesondere auf dem Mannschaftssektor, kontinuierlich 
im Steigen begriffen ist, und, wenn ja, wie erklärt sich 
die Bundesregierung diese Entwicklung? 

3.7 Trifft es zu, daß im Gegensatz zum Mannschaftsbereich 
nach wie vor ein Bedarf an nautischen und technischen 
Schiffsoffizieren vorhanden ist, und wieviele Schiffs- 
offiziere fehlen in den einzelnen Bereichen (Große, 
Mittlere und Kleine Fahrt), um die Fahrzeuge gemäß 
den geltenden Vorschriften zu besetzen? 
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3.8 Wieviele deutsche nautische und technische Schiffsoffi- 
ziere sind auf die im Jahre 1971 ins Ausland verkauften 
oder ausgeflaggten Schiffe durch die ehemaligen Eigen- 
tümer verpflichtet worden? 

3.9 Erteilt der Bundesminister für Verkehr Ausnahme- 
genehmigungen für qualitative und quantitative Unter- 
besetzung oder Ausnahmegenehmigungen an ausländi- 
sche Patentinhaber für Reedereien, die einen Teil ihrer 
Flotte unter deutscher Flagge belassen haben, obwohl 
diese Reedereien deutsche Patentinhaber auf ihren aus- 
geflaggten Schiffen beschäftigen? 

3.10 Ist die Bundesregierung bereit, die Arbeitserlaubnis- 
verordnung vom 13. Februar 1971 so zu ändern, daß 
auch für die ausländischen Arbeitnehmer in der deut- 
schen Seeschiffahrt die Arbeitserlaubnisverpflichtung 
gilt, um möglicherweise ein Regulativ für den seemän- 
nischen Arbeitsmarkt für den Fall zur Verfügung zu 
haben, daß es zu weiteren erheblichen Strukturver- 
'änderungen dieses Arbeitsmarktes kommt? 

3.11 Liegen bereits entsprechende Anträge zur Einführung 
der Arbeitserlaubnis auch für die Seeschiffahrt vor, oder 
ist die Bundesregierung bereit, eigene Vorschläge zu 
erarbeiten, um ihre Verpflichtungen aus dem Arbeits- 
förderungsgesetz vollinhaltlich auch für die deutsche 
Seeschiffahrt erfüllen zu können? 

zu 4.1 Trifft es zu, daß bereits am 23. September 1966 der Aus- 
schuß des Seeverkehrsbeirates für Angelegenheiten des 
Deutschen Hydrographischen Institutes (DHI) eine Ent- 
schließung gefaßt hatte, in der der Bundesminister für 
Verkehr gebeten wurde, sich von den tatsächlichen Be- 
dürfnissen der Seefahrt leiten zu lassen und die erfor- 
derlichen Schritte baldmöglichst vorzunehmen? Insbe- 
sondere eine Vermehrung des Personals der nautischen 
Abteilung des DHI wurde für dringend notwendig ge- 
halten, weil festgestellt wurde, daß die für die Sicher- 
heit der Schiffahrt unumgänglichen Anforderungen nicht 
in dem erwarteten Maße berücksichtigt worden sind? 
Wenn ja, warum ist bis jetzt nichts daran geändert? 

4.2 Trifft es weiterhin zu, daß im Jahre 1971 eine erneute 
Entschließung ähnlichen Inhalts verabschiedet wurde, 
und ist die Bundesregierung bereit, den Inhalt beider 
Entschließungen dem Bundestag bekanntzugeben? 

4.3 Trifft es zu, daß im Bereich des Leuchtfeuerverzeich- 
nisses des DHI der Personalstand seit 1949 nahezu un- 
verändert ist und daß seitdem in diesem Bereich eine 
Zunahme der Aufgaben um ca. 300 Prozent gegeben ist, 
und stimmt es, daß in den Leuchtfeuerverzeichnissen im 
Vorwort nunmehr ausdrücklich darauf aufmerksam ge- 
macht wird, daß eine Gewähr für die Richtigkeit der 
Angaben nicht mehr übernommen wird? Wenn ja, wie 
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ist dies mit dem Gesetz über die Aufgaben des Bundes 
auf dem Gebiet der Seeschiffahrt zu vereinbaren, und 
was soll getan werden, diese Mängel umgehend abzu- 
stellen? 

4.4 Trifft es zu, daß sogar beabsichtigt ist, die Haushalts- 
mittel z. B. für die Erstellung der Leuchtfeuerverzeich- 
nisse zu kürzen? Wenn ja, wie soll die Schiffahrt dann 
nach Vorstellung der Bundesregierung mit zuver- 
lässigen und brauchbaren nautischen Hilfsmitteln ver- 
sehen werden? 

4.5 Trifft es zu, daß das deutsche Seekartenwerk des DHI 
von ähnlichen Maßnahmen betroffen ist, dieses deshalb 
immer mehr eingeschränkt wird bzw. Karten wegen 
Bearbeitungsschwierigkeiten zeitweilig zurückgezogen 
werden und Seekarten neuerdings mit Aufklebern oder 
Stempeln versehen werden: „Karte ist nicht berichtigt, 
Vorsicht bei der Benutzung"? Wenn ja, wer trägt die 
Verantwortung für Unfälle, die sich aus unberichtigten 
Seekarten ergeben? 

4.6 In welchem Umfang wird der nautische Funkdienst von 
Mitteleinsparungen betroffen, und wie will man in 
diesem Fall die Sicherheit der Schiffahrt zukünftig ge- 
währleisten? 

4.7 Hält die Bundesregierung die bisherige Wahrnehmung 
ihrer gesetzlichen Verpflichtungen in diesem Bereich für 
ausreichend, und, wenn nein, wann und wie will sie die 
Verhältnisse ändern? 


Bonn, den 3. Februar 1972 


Orgaß 

Mursch (Soltau-Harburg) 
Rollmann 

Baron von Wrangel 
Müller (Remscheid) 

Zink 

Link 

Müller (Berlin) 
Geisenhofer 
Balkenhol 
Bremer 
Burger 

Erhard (Bad Schwalbach) 

Dr. Gatzen 
Dr, Gruhl 

Dr. Barzel, Stücklen 


Härzschel 
Dr. Heck 
Katzer 
Krampe 
Kunz 
Looft 
Mancher 

Müller (Aachen-Land) 
Müller (Niederfischbach) 
Pfeifer 

Schmitt (Lockweiler) 
Frau Tübler 
Vogt 

Winkelheide 
Ziegler 
und Fraktion 
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